
 

 

ERLÄUTERUNGSBERICHT   

Beschluss Teil A 

Konsolidierte Fassung inkl. Ergänzungsbeschluss Mai 2025 

 
 

GZ.: A 14-081274/2023/0382 u.0411 

 

4.08 A Flächenwidmungsplan  

der Landeshauptstadt Graz 

8. Änderung Teil A 

 
 
 

1) Rechtsgrundlage 

Gemäß § 25 Abs. 1 StROG 2010 hat jede Gemeinde in Durchführung der Aufgaben der örtlichen Raum-
planung für ihr Gemeindegebiet durch Verordnung einen Flächenwidmungsplan aufzustellen und fortzu-
führen. Der Flächenwidmungsplan darf den Gesetzen und Verordnungen des Bundes und des Landes, 
insbesondere den Raumordnungsgrundsätzen und den Entwicklungsprogrammen des Landes sowie dem 
örtlichen Entwicklungskonzept – 4.0 Stadtentwicklungskonzept, nicht widersprechen. 

 
Gemäß § 42 Abs. 1 und 8 sowie 8a des StROG 2010 ist die örtliche Raumordnung nach Rechtswirksam-
keit des örtlichen Entwicklungskonzeptes, des Flächenwidmungsplanes und der Bebauungspläne nach 
Maßgabe der räumlichen Entwicklung fortzuführen. Eine Änderung des örtlichen Entwicklungskonzep-
tes, des Flächenwidmungsplanes und der Bebauungspläne ist jedenfalls dann vorzunehmen, wenn dies 
z.B.: durch eine wesentliche Änderung der Planungsvoraussetzungen oder zur Abwehr schwerwiegender 
volkswirtschaftlicher Nachteile erforderlich ist.  
 
Die beabsichtigte Änderung erfüllt jene Voraussetzungen, die ein vorgezogenes Verfahren nach § 42 
Abs. 8 bzw. 8a StROG 2010 rechtfertigen. Die Änderungen stehen mit dem rechtswirksamen 4.0 Stadt-
entwicklungskonzept i.d.g.F 4.06 in Einklang bzw. erfolgt parallel ein vorgezogenes Änderungsverfahren 
im Hinblick auf die Änderungspunkte 2 und 3. 
Sämtliche Änderungen stimmen mit dem Regionalen Entwicklungsprogramm Steirischer Zentralraum 
überein.  
 
2) Verfahren 
 
Der 4.0 Flächenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz wurde vom Gemeinderat in seinen Sitzungen 
am 11.05.2017, 29.06.2017 und 08.02.2018 beschlossen und im Sonder-Amtsblatt der Landeshauptstadt 
Graz am 21.03.2018 kundgemacht. 
 
Am 18.10.2018 hat der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz die 1. Änderung des 4.0 Flächenwid-
mungsplanes beschlossen. Der 4.01 Flächenwidmungsplan wurde im Amtsblatt vom 31.10.2018 kundge-
macht und ist somit seit 01.11.2018 rechtskräftig. 
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In seiner Sitzung am 06. Juni 2019 hat der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz den 4.02 Flächenwid-
mungsplan – 2. Änderung (ohne die ausgesetzten Änderungspunkte 10 und 11) beschlossen. Nach Geneh-
migung durch das Land Steiermark (Bescheid vom 12. Dezember 2019, GZ.: ABT13-10.100-285/2015-37) 
erfolgte die Kundmachung im Amtsblatt vom 30. Dezember 2019 und ist die 4.02 Änderung somit seit 31. 
Dezember 2019 rechtskräftig. 
 
In seiner Sitzung am 23. April 2020 hat der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz den 4.03 Flächen-
widmungsplan – 3. Änderung beschlossen. Diese Änderung wurde als vereinfachtes Verfahren durchge-
führt und es erfolgte daher die Kundmachung im Amtsblatt vom 06. Mai 2020. 
Die 4.03 Änderung ist somit seit 07. Mai 2020 rechtskräftig. 
 
In seinen Sitzungen am 25.02.2021 und am 25.03.2021 hat der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz 
den 4.04 Flächenwidmungsplan 4. Änderung (ohne Änderungspkt. 2,9b,9c,15,25 und 28) beschlossen. 
Nach Genehmigung durch das Land Steiermark (Bescheid vom 19. August 2021, GZ.: ABT13-
305556/2020-23) erfolgte die Kundmachung im Amtsblatt vom 29. September 2021 und ist die 4.04 Än-
derung somit seit 30. September 2021 rechtskräftig. 
 
In seiner Sitzung vom 25. März 2021 hat der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz den 4.05 Flächen-
widmungsplan 5. Änderung beschlossen. Änderungspunkt 2 (Starhemberggasse) wurde als vereinfachtes 
Verfahren geführt und erfolgte die Kundmachung im Amtsblatt vom 07. April 2021 (rechtskräftig ab 08. 
April 2021). 
Der Änderungspunkt 1 (Neufeldweg) wurde nach Genehmigung durch das Land Steiermark (Bescheid 
vom 19.08.2021, GZ.: ABT13-257724/2020-18) im Amtsblatt vom 29.September 2021 kundgemacht und 
ist die 4.05 Änderung (Pkt.1) somit seit 30. September 2021 rechtskräftig. 
 

Die Änderung zum 4.06 Flächenwidmungsplan wurde als vereinfachtes Verfahren ohne Auflage durchge-
führt. Der Endbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom 22.09.2022. Die Kundmachung er-
folgte im Amtsblatt vom 05.Oktober 2022 und ist die 4.06 Änderung somit seit 06. Oktober 2022 rechts-
kräftig. 

 
In seiner Sitzung am 19. Oktober 2023 hat der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz den 4.07 Flä-
chenwidmungsplan beschlossen. Am 25. April 2024 erfolgte noch ein Ergänzungsbeschluss im Gemein-
derat. Nach Genehmigung durch das Land Steiermark (Bescheid vom 10. Juni 2024, GZ.: ABT13-
104505/2023-18) erfolgte die Kundmachung im Amtsblatt vom 26. Juni 2024 und ist die 4.07 Änderung 
seit 27. Juni 2024 rechtskräftig.  
 
Da die 7. Änderung erst nach Auflage des ggst. Änderungsverfahrens rechtskräftig wurde, beziehen sich 
die Verweise in der Verordnung auf die zum Auflagezeitpunkt gültige Fassung (4.06 FWP). 
 
Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz hat in seiner Sitzung am 14. Dezember 2023 die Absicht 
beschlossen, den 4.0 Flächenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz idgF zu ändern und den Entwurf 
zum 4.08 Flächenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz 8. Änderung – Entwurf gemäß § 38 Abs 1 
STROG 2010 zur allgemeinen Einsicht öffentlich aufgelegt. Über einen Zeitraum von 10 Wochen wurde 
der Auflageentwurf vom 30. Dezember 2023 bis 8. März 2024 öffentlich aufgelegt. 
Am 7. Februar 2024 erfolgte eine Informationsveranstaltung für alle Bezirksvertreter:innen. Am 12. Feb-
ruar 2024 wurde ein Planungsnachmittag für alle Bürger:innen im Lendhafen abgehalten. 
 
Innerhalb der Auflagefrist sind insgesamt rd. 330 Einwendungen /Stellungnahmen im Stadtplanungsamt 
eingegangen. 
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Einige Einwendungen bzw. Einwendungspunkte beziehen sich auf nunmehr ausgesetzte Änderungs-
punkte, deren Behandlung wird erst im Zuge eines künftigen Beschlusses dieser ausgesetzten Ände-
rungspunkte erfolgen. 
Formal kann daher noch keine vollständige Einwendungserledigung dieser eingegangenen Schreiben er-
folgen. Eine umfassende Behandlung erfolgt im Zuge der Beschlussfassung Teil B zu einem späteren Zeit-
punkt. 
 
Der vorliegende Beschluss umfasst nicht die gesamten aufgelegten Änderungen. Er wird nunmehr als 
Teil A geführt und beinhaltet insgesamt 34 Änderungspunkte, die zum Beschluss kommen.  
Folgende Änderungspunkte kommen nunmehr im Zuge des 4.08 A FWP Teil A zum Beschluss: 
2, 3, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 29, 32, 34, 35, 37, 47, 49, 
50, 52, 53, 56. 
 
Folgende Punkte werden im Zuge des Beschlusses zum 4.08 A FWP Teil A aufgehoben (mit „entfällt“ im 
Verordnungswortlaut markiert): 6 - Harmsdorf, 36 - Bischofplatz, Aufschließungsgebiete unter Punkt 30, 
die nicht über das Aufschließungserfordernis der Verbringung von Hang- und Oberflächenwässern verfü-
gen, und 51. Die restlichen Punkte werden vorerst ausgesetzt. Ihr Beschluss benötigt vertiefte Prüfun-
gen bzw. vorausgehende Anhörungsverfahren. 
 
Die Prüfung der Einwendungen und deren Bearbeitung hat zu Änderungen geführt, welche gemäß § 38 
Abs 7 StROG den Betroffenen zur Anhörung übermittelt wurden. 

 Anhörung Jänner 2024 betreffend § 2 Z 8 Erdbergweg (A 14-081274/2023/0018) 

 Anhörung August/September 2024 betreffend: 
o § 2 Z 14 Gärtnerstraße (A 14-081274/2023/0348) 
o § 2 Z 17 Liebenauer Hauptstraße – Liebenauer Gürtel  (A 14-081274/2023/0349) 
o § 2 Z 2 Conrad-von-Hötzendorf-Straße (A 14-081274/2023/0350) 

 
Zu den genannten Anhörungsverfahren sind insgesamt 4 Einwendungen bzw. Stellungnahmen eingegan-
gen. 
 
Folgende Änderungen haben sich aufgrund der Einwendungen bzw. als redaktionelle Änderung ergeben 
und erfolgte eine entsprechende Anhörung der Betroffenen: 
 

 Änderungspunkt 2: es erfolgt die Ausweisung Gewerbegebiet anstatt der aufgelegten Überlage-
rung Kerngebiet mit Gewerbegebiet 

 Änderungspunkt 8: die Baulandausweisung wurde ggü. der Auflage geringfügig erweitert, die 
textliche Formulierung in der Verordnung wie folgt angepasst (durchgestrichen entfällt, unter-
strichen sind neue Textteile): 
§ 2 Z 8 Erdbergweg 
Ausweisung einer bisher im Freiland liegenden Fläche im Ausmaß von ca. 424 705m² als Reines 
Wohngebiet /Sanierungsgebiet Lärm mit einer Bebauungsdichte von 0,2 – 0,3 

 Änderungspunkt 14: es wird das Grundstück KG Gösting Grst.Nr. .748 zusätzlich in das Aufschlie-
ßungsgebiet XIII.01 aufgenommen. Für beide neu aufgenommene Grundstücke besteht auf-
grund der jeweils geringen Größe keine Notwendigkeit zur Baulandmobilisierung.  
Die textliche Formulierung in der Verordnung wie folgt angepasst (durchgestrichen entfällt, un-
terstrichen sind neue Textteile): 
§ 2 Z 14 Gärtnerstraße  
Erweiterung des Aufschließungsgebietes XIII.01 im nordwestlichen Bereich im Ausmaß von ca. 
1586 m². entsprechende Ausweitung der festgelegten Bebauungsfrist 

 Änderungspunkt 17: der Eintrittszeitpunkt der zeitlichen Nachfolgenutzung wird von 1 auf 4 ge-
ändert. Eintrittszeitpunkt 4 ist wie folgt in der Stammverordnung definiert:  
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Aufgabe der bisherigen Nutzung für Teilbereiche und Eintritt der zeitlich nachfolgenden Nutzung 
für ausschließlich den betroffenen Teilbereich 
 

Folgende weitere Änderungen wurden auf Basis der Einwendungen bzw. als redaktionelle Änderung 
ohne Anhörung vorgenommen: 
 

 In der Verordnung:  
In der Präambel wird auf die aktuelle Fassung des Steiermärkischen Raumordnungsgesetzes 
2010 verwiesen (LGBl 73/2023 statt 84/2022 in der Auflage). 
Im Verordnungswortlaut § 1 und § 5 wird der Hinweis Teil A ergänzt, da nicht der gesamte Inhalt 
der Auflage Teil des ggst. Beschlusses ist. Ebenso wurde die Aufzählung der Bestandteile ent-
sprechend angepasst. Der Titel der Verordnung wird ebenso mit A und Teil A ergänzt. 
Unter § 2 werden ausgesetzte und entfallende Änderungspunkte entsprechend markiert. 
Unter § 4 wird der Hinweis auf die Änderungen im § 5 der Stammverordnung ergänzt. 
 

 Im Erläuterungsbericht: 
Entsprechend der Anhörungen und der Einwendungen wurden die Erläuterungen ergänzt.  

 In den Planwerken: 
o Kotierung von unbestimmten Abgrenzungen (teilweise in Beilageblättern zum Erläute-

rungsbericht) 
o Ergänzung von Hinweisbereichen 

 
 
Nach erfolgtem Endbeschluss werden sämtliche, den Teil A betreffenden Einwendungsbehandlungen 
versendet und die Verfahrensunterlagen an die Aufsichtsbehörde, Amt der Steiermärkischen Landesre-
gierung Abteilung 13, zur Genehmigung übermittelt. Bei Vorliegen des Genehmigungsbescheides der 
Aufsichtsbehörde erfolgt die Kundmachung gemäß dem Statut der Landeshauptstadt Graz. 
 
Aufgrund einer eingegangenen Mängelmitteilung der zuständigen Aufsichtsbehörde (Amt der Steiermär-
kischen Landesregierung, Abteilung 13, Referat Bau- und Raumordnung, GZ: ABT13-590006/2023-39) 
wurde der erfolgte Beschluss zum 4.08A Flächenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz 8. Änderung 
Teil A vom 14. November 2024 wie folgt ergänzt (siehe Ergänzungsbeschluss zum 4.08 A Flächenwid-
mungsplan der Landeshauptstadt Graz 8. Änderung Teil A Mai 2025/ GZ.: A 14-081274/2023/0411, re-
daktionelle Anmerkung) 

 
  



 5 

3) Änderungspunkte 
 
1) Inffeldgasse TU Campus inkl. Schulareal Monsbergergasse und Umfeld ausgesetzt 
 
2) Conrad-von-Hötzendorf-Straße – Ulrich-Lichtenstein-Gasse  
 
Die ggst. Flächen waren ehemals Teil der Ersichtlichmachung Eisenbahn und standen im Eigentum der 
ÖBB. Nunmehr wurden diese nicht mehr von Seiten der Bahn benötigt und an Private verkauft. Die vor-
mals äußerst schmale Grundstückkonfiguration wird dadurch entschärft und die Flächen daher dem be-
reits bestehenden Bauland zugewiesen.  
Aufgrund des noch ausständigen Beschlusses zur Zentrumszone in weiten Teilen des Gemeindegebietes 
der Stadt Graz ist derzeit eine Ausweitung der bestehenden Kerngebietswidmung nicht zulässig. Daher 
erfolgt entsprechend des gegebenen Rahmens im Stadtentwicklungskonzept die Ausweisung eines Ge-
werbegebietes über alle Geschosse. Da sich diese Flächen im unmittelbaren Anschluss an die Bahntrasse 
befinden, ergibt sich daraus auch eine sinnvolle Abstufung hinsichtlich der zulässigen Nutzungen und 
deren Sensibilität gegenüber Lärmbelastungen. 
Die Bebauungsdichte entspricht der bereits entlang der Conrad – von – Hötzendorf- Straße bestehenden 
Widmung. 
Aufgrund der Lage an einer wichtigen Stadteinfahrt wird die Pflicht zur Erstellung eines Bebauungspla-
nes entsprechend erweitert. 
 
3) Mitterstraße Bahnhofsvorplatz 
 
Es erfolgt eine Korrektur der Ersichtlichmachung Eisenbahn. Die ggst. Fläche steht nicht im Eigentum der 
ÖBB oder einer anderen Bahnbetreiber:in. Sie wird faktisch als Bahnhofsvorplatz und Spielplatz genutzt 
und steht im Eigentum der Stadt Graz – Straßenamt. Er ist auch in der Spielplatzliste der Stadt Graz ge-
führt. Entsprechend erfolgt nunmehr die Ausweisung.  
 
4) Bergstraße – Göstinger Straße ausgesetzt 
 
5) Schloßberg – Paulustorgasse - ausgesetzt 
 
6) Harmsdorf (im Bereich westlich der Wittenbauerstraße – nördlich der Harmsdorfergasse – östlich 

des Neufeldweges) aufgehoben 

Wie in den Erläuterungen zum Auflageentwurf ausgeführt, würde eine entsprechende Erhöhung der Be-
bauungsdichte den stadtweiten Ausweisungen entsprechen. Hierbei wurde die maximale Bebauungs-
dichte im Detail auf die Bedienqualität des öffentlichen Verkehrs abgestimmt. 

Da sich jedoch im ggst. Bereich die betroffenen Grundeigentümer:innen annähernd flächendeckend ge-
gen eine Anhebung der maximalen Bebauungsdichte ausgesprochen haben, entfällt der ggst. Ände-
rungspunkt 6. Die bestehende Dichteausweisung (0,3 – 0,4) wird beibehalten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Beibehaltung und Ausbau der öffentlichen Infrastruktur in der Regel 
auch von den bestehenden Bevölkerungsdichten vor Ort abhängt. 

 
7) Fölling 

 
Anhebung des Bebauungsdichterahmens von 0,2 – 0,3 auf 0,3 – 0,4 im Allgemeinen Wohngebiet auf 
mehreren Flächen im Ausmaß von ca. 27.953 m². 
 
Aufgrund von größeren Veränderungen des Angebotes des öffentlichen Verkehrs wurde am 11. Mai 
2022 von der Abteilung für Verkehrsplanung eine Überarbeitung der Kategorisierung des öffentlichen 
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Verkehrs in Auftrag gegeben. Diese wurde im Rahmen der Verkehrsdatenerhebung im August 2022 von 
PRIMEmobility abgeschlossen. 
 
Im Zuge der Projektabwicklung wurden folgende Daten verwendet: 
• Einwohnerdichte: Einwohner mit Haupt- bzw. Nebenwohnsitz, Meldedaten 2022 (Quelle: Stadtver-

messung, Einwohnerzahl im anonymisierten Raster) 
• ÖV-Liniennetz mit Haltestellen (Quelle: Prime Mobility & Consulting GmbH) 
• Haltestellendatei (Quelle: Steirischer Verkehrsverbund) 
• Straßengraph (Quelle: Stadtvermessung) 
 
Dabei wurde das fahrplanmäßige Angebot des ÖV der Holding Graz Linien, welches mit 26. November 
2021 in Betrieb ging, in die Bewertung aufgenommen. Im Regionalbusverkehr wurden die Fahrpläne ge-
mäß Stand Frühling 2022 herangezogen. 
 
Die Bedienungsqualität der ÖV-Linien im Grazer Stadtgebiet wurde von PRIMEmobility mit der Abteilung 
für Verkehrsplanung und der Stadtplanung in 6 Kategorien unterteilt: 

 Kategorie 1: innerstädtische Qualität Intervalle bis 10 Minuten, Bedienung von Betriebsbeginn bis -
ende 

 Kategorie 2: innerstädtische Qualität, zeitliche Mängel Intervalle bis 10 Minuten, Bedienung mit zeit-
lichen Mängeln 

 Kategorie 3: städtische Qualität Intervalle von 11 bis 20 Minuten, Bedienung von Betriebsbeginn bis 
-ende 

 Kategorie 4: städtische Qualität, zeitliche Mängel Intervalle von 11 bis 20 Minuten, Bedienung mit 
zeitlichen Mängeln 

 Kategorie 5: geringere Qualität, zum Teil Taktverkehr Intervalle über 20 Minuten, ganzjähriger Be-
trieb, evtl. Taktverkehr 

 Kategorie 6: geringere Qualität, zeitliche Mängel Intervalle über 20 Minuten, kein Taktverkehr, zeitli-
che Mängel 
 

Als Bezugszeitraum wird der Fahrplan inkl. der Streckenerweiterung, welche am 26.11.2021 in Betrieb 
ging, für den innerstädtischen Verkehr herangezogen. Im Regionalbusverkehr werden die Fahrpläne ge-
mäß Stand Frühling 2022 berücksichtigt. 
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Es wurden folgende Grafiken erstellt und das Ergebnis der Stadtplanung und der Stadtvermessung zur 
Verfügung gestellt. 
 

 Einwohner je Kategorie 

 Übersicht der mit dem ÖV nicht erschlossenen Einwohner:innen 

 Einwohner:innen je Linienast für Bus und Straßenbahn 

 

Die Erschließung wird anhand der derzeitigen Einwohner:innendichte aufgezeigt. 

Kategorie Einwohner Anteil Änderung 

zu 2019 

1, innerstädtische Qualität 261.151 78,21% +8,93% 

2, innerstädtische Qualität, zeitl. Mängel 0 0,00% -0,15% 

3, städtische Qualität 28.631 8,57% +2,25% 

4, städtische Qualität, zeitliche Mängel 0 0,00% -5,09% 

5, geringere Qualität, z.T. Taktverkehr 8.403 2,52% -0,33% 

6, geringere Qualität, zeitliche Mängel 3.846 1,51% +0,17% 

Nicht durch den ÖV erschlossen 31.897 9,55% +0,06% 

Summe gemeldeter Einwohner:innen  333.928 100,00%  

 

Tab. 1: Übersicht der vom ÖV erschlossenen Einwohner:innen 2022 
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Auf Basis der Ergebnisse der Verkehrsdatenerhebung von PRIMEmobility hat sich die Bedienungsqualität 

im Bereich Fölling von Kategorie 5, geringere Qualität, z.T. Taktverkehr auf die Kategorie 3, städtische 
Qualität verbessert. Daher wurde der Bebauungsdichterahmen auf mehreren Flächen (ca. 27.954 m² 
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und ca. 46 Einwohner:innen) in Fölling von 0,2 – 0,3 auf 0,3 – 0,4 im Allgemeinen Wohngebiet angeho-
ben. 

 

8) Erdbergweg  

 
Das 4.0 Stadtentwicklungskonzept der Landeshauptstadt Graz legt im ggst. Bereich die Funktion Woh-
nen geringer Dichte fest.  Es besteht ein 4 – seitiger bzw. 3 – seitiger Baulandanschluss. Die vormals be-
stehende Waldfeststellung ist nunmehr hinfällig. Das Stadtentwicklungskonzept sieht für die betroffe-
nen Bereiche eine mögliche Baulandfunktion (Wohnen geringer Dichte) vor. Es besteht kein öffentliches 
Interesse an einer anderweitigen Nutzung in der ggst. Lage. 

 

9) Stiftingtalstraße 
 
Im Bereich der Stiftingtalstraße bzw. der Neuen Stiftingtalstraße hat sich in den letzten Jahren eine Viel-
zahl an Forschungseinrichtungen entwickelt. 
In Kooperation mit der Medizinischen Universität Graz bildet dieser Standort Steiermark weit einen 
wichtigen Anker für die medizinische Forschung. Eine möglichst vernetzte Entwicklung sowie die nach-
haltige Ausnutzung der bestehenden Baulandflächen in diesem zentralen Bereich bedingt auch die Über-
lagerung einer bestehenden Verkehrsfläche mit Bauland. 
In Analogie zu § 7 Abs 1 des 4.0 Flächenwidmungsplanes gilt in Kellergeschossen und im Erdgeschoss die 
Nutzungsart „Verkehrsfläche“ und in den anderen Obergeschossen „Kerngebiet mit Ausschluss Einkaufs-
zentren“ 

 

10) Puchstraße   
 
Es erfolgt die Ersichtlichmachung einer bestehenden Betriebsanlage am Standort Puchstraße 51 als SE-
VESO III Betrieb durch die Darstellung des angemessenen Sicherheitsabstandes im Flächenwidmungs-
plan. Auf Grund des nunmehr zur Sicherstellung der Fernwärmeversorgung zur Gänze betriebenen 
Heizöl Extra leicht -Tanks der Energie Steiermark Wärme GmbH, fällt der Standort unter die Bestimmun-
gen der Seveso III-Richtlinie. 
Zur Sicherstellung ausreichender Energievorräte für die Aufrechterhaltung der Fernwärmeversorgung in 
der Stadt Graz, wird der bestehende 5000m³-Tank nunmehr zur Gänze mit Heizöl Extra leicht befüllt sein 
und fällt daher auf Grund der Füllmenge unter die Bestimmungen der Seveso III-Richtlinie. Der auf Basis 
eines Sicherheitskonzeptes ermittelte und durch eine Stellungnahme der Abteilung 15 des Landes Stei-
ermark am 17.10.2022 als relevant bestätigte „angemessene Sicherheitsabstand“ von 116m, wurde um 
den bewilligten Doppelwandtank ersichtlich gemacht. Baugebietsbereiche, welche sich innerhalb des im 
Flächenwidmungsplan ersichtlich gemachten, angemessenen Abstandes zu SEVESO-III-Betrieben befin-
den, gelten nach §13 des 4.0 Flächenwidmungsplanes als Sanierungsgebiet – SEVESO III. Der dargestellte 
Sicherheitsabstand liegt zur Gänze innerhalb bestehender Industriegebiet 1- bzw. Gewerbegebietaus-
weisungen und berührt keine Wohnbaulandbereiche. 

 

11) Dietrichsteinplatz 

 
Im Bereich der Grundstücke 1532/1, 1532/2 und 1532/3 KG Jakomini wurde eine chemische Reinigung 
betrieben. Mit Schreiben vom 22.02.2022 (GZ: ABT15-147685/2017-20) teilt das Amt der Steiermärki-
schen Landesregierung Abteilung 15 Referat Abfall und Abwassertechnik, Chemie mit, dass aufgrund der 
erhobenen betrieblichen Tätigkeiten bis zum Jahre 1989 von diesem Altstandort erhebliche Gefahren für 
die Gesundheit von Menschen oder die Umwelt ausgehen können. Daher erfolgte die Aufnahme in den 
beim Umweltbundesamt geführten Verdachtsflächenkataster. Zur Durchführung einer Gefährdungsab-
schätzung entsprechend §13 Abs.2 Altlastensanierungsgesetz ist seitens des Umweltbundesamtes ge-
plant, ergänzende Untersuchungen zu veranlassen.  
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12) Schönaugasse 

 
Im Bereich der Grundstücke 159 und 160 KG Jakomini wurde eine chemische Reinigung betrieben. Mit 
Schreiben vom 22.02.2022 (GZ: ABT15-147685/2017-20) teilt das Amt der Steiermärkischen Landesre-
gierung Abteilung 15 Referat Abfall und Abwassertechnik, Chemie mit, dass aufgrund der erhobenen be-
trieblichen Tätigkeiten bis zum Jahre 1989 von diesem Altstandort erhebliche Gefahren für die Gesund-
heit von Menschen oder die Umwelt ausgehen können. Daher erfolgte die Aufnahme in den beim Um-
weltbundesamt geführten Verdachtsflächenkataster. Zur Durchführung einer Gefährdungsabschätzung 
entsprechend §13 Abs.2 Altlastensanierungsgesetz ist seitens des Umweltbundesamtes geplant, ergän-
zende Untersuchungen zu veranlassen.  

 

13) Fabriksgasse 

 
Der Verfassungsgerichtshof hat mit Entscheidung vom 03. März 2022 (V249/2021-10) die Pflicht zur Er-
stellung eines Bebauungsplanes für das Grundstück 1398/2 KG 63105 Gries aufgehoben. 
Demnach verblieben entlang der Fabriksgasse zwei äußerst schmale, kleine Grundstücke im Ausmaß von 
gesamt ca. 538m² innerhalb der Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes. In Relation zu dem dahin-
terliegenden Grundstück mit über 4000m² erscheint es nicht angemessen, die Einschränkung aufrecht 
zu erhalten.   

 

14) Gärtnerstraße  

 
Im Sinne des Umganges mit der Hochwassersituation vor Ort werden zwei weitere Grundstücke in das 
bestehende Aufschließungsgebiet miteinbezogen. Die im ggst. Bereich notwendigen Maßnahmen zur 
Hochwasserfreistellung können somit breiter, auch entlang der Gärtnerstraße, gesetzt werden. 
 

Die ggst. Flächen waren bis jetzt Teil einer Nachfolgennutzung, die mit Einreichung der Straßen-
bahnlinie Nordwest schlagend werden würde. Die Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes 
im konkreten Bereich ist an diese Nachfolgennutzung gekoppelt. Im Zuge der Erstellung des Be-
bauungsplanes 13.11.0 konnten daher die beiden Grundstücke nicht in die Verordnung einbe-
zogen werden, obwohl sie wesentlicher Teil des hydrologischen Projektes zur Hochwasserfrei-
stellung sind. Die Grundstücke 368/7 und 371/1 hingegen waren auch bisher mit einer Pflicht 
zur Erstellung eines Bebauungsplanes belegt und sind Teil des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
13.11.0, obwohl bisher ein Lückenschluss fehlte. Mit der Ausweisung der beiden ggst. Grund-
stücke als Teil des Aufschließungsgebietes, kann diese Lücke geschlossen werden und somit die 
konkrete Umsetzung der Hochwasserfreistellung gewährleistet werden. 
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Planungsgebiet des 13.11.0 Bebauungsplanes (Luftbild (2022) Auszug aus dem Geo-Daten-Graz 

(LE_22_2489) 

 

 
Lage der Kompensationsmulden copyright hydroconsult GmbH 
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15) Kaiserwaldweg  

 
Die Ausweisung Erholungsgebiet erfolgte ursprünglich auf Basis des an diesem Standort vorhandenen 
Buschenschanks Schaar. Dieser wurde nunmehr pensionsbedingt geschlossen. Im Sinne einer nachhalti-
gen Nutzung von grauer Infrastruktur wird hier eine Umnutzung ins Auge gefasst. Um die infrastruktu-
relle Versorgung des Grüngürtels dennoch weiter gewährleisten zu können, erfolgt raumordnungsrecht-
lich eine flächengleiche Umlegung der Baulandkategorie Erholungsgebiet. Es ist somit gesichert, dass 
auch künftig Nutzungen, die dem Erholungsgebiet entsprechen, am ggst. Standort angesiedelt werden 
können. 
Das öffentliche Interesse liegt hierbei im Sinne des § 26 Abs 7  4.08 STEK Teil A (Erreichung der Kli-
maneutralität bis 2040 und gemeinsame Betrachtung von Klimaschutz und Klimawandelanpassung) der 
nachhaltige Umgang mit Bestandsgebäuden (Erhalt der grauen Energie) und somit die Vermeidung von 
zusätzlicher Versiegelung.  

 

16) Martinhofstraße – Salfeldstraße 

 
Mit Beschluss im Stadtsenat vom 05.03.2021 wurde festgelegt, dass die ggst. Vorbehaltsfläche nicht an-
gekauft wird. Die Abteilung für Immobilien wurde in diesem Beschluss beauftragt, den Eigentümer dar-
über in Kenntnis zu setzen. 
Raumordnungsrechtlich ist somit die Vorbehaltsfläche formal aufzuheben und tritt somit die festgelegte 
zeitliche Nachfolgenutzung in Kraft. 
Es darf ergänzt werden, dass am ggst. Standort eine wasserrechtliche Genehmigung vom 06.10.2020 
(GZ.: A17 – WGV-035589/2020/009) für die Errichtung eines Retentionsbeckens für Oberflächenwässer 
besteht und dieses von der Grundeigentümerin errichtet wird. Daher besteht nunmehr kein öffentliches 
Interesse am Erwerb dieser Fläche mehr. 

 
17) Liebenauer Hauptstraße – Liebenauer Gürtel  

 
Im ggst. Bereich besteht eine aufrechte Landwirtschaft. Die festgelegte Pflicht zur Erstellung eines Be-
bauungsplanes erschwert die Führung des Betriebes erheblich. Nunmehr sind im Sinne der Ernährungs-
sicherheit landwirtschaftliche Betriebe innerhalb des Grazer Stadtgebietes jedenfalls zu fördern und zu 
unterstützen. Aufgrund dieses übergeordneten Interesses und auf Antrag der Grundeigentümer:in er-
folgt daher eine Rückführung ins Freiland. Im Sinne der künftigen Stadtentwicklung und eines roten Fa-
dens der Planung wird parallel eine Nachfolgenutzung definiert, sodass bei allfälliger Betriebsaufgabe 
eine Baulandentwicklung, wie bisher vorgesehen, möglich ist. Der Eintrittszeitpunkt wird wie folgt defi-
niert:  
Aufgabe der bisherigen Nutzung für Teilbereiche und Eintritt der zeitlich nachfolgenden Nutzung für aus-
schließlich den betroffenen Teilbereich. 
Auf diese Art kann eine flexiblere Entwicklung zum Beispiel von Flächen in getrenntem Eigentum erfol-
gen. 
Konkret ist von der jeweiligen Grundeigentümer:in formal die Nutzung für die bestehende Fläche aufzu-
geben. Die Abgrenzung hierbei obliegt bei der Eintrittsbedingung 4 der jeweiligen Grundeigentümer:in 
selbst. Es muss dieser jedoch klar sein, dass bei allfälligen Neubauten im verbleibenden Freiland wiede-
rum eine Prüfung durch die Agrarbezirksbehörde zu erfolgen hat, ob es sich hierbei noch um eine auf-
rechte Landwirtschaft handelt, dh eine beliebige Verkleinerung der zugeordneten Flächen wird wohl im 
eigenen Interesse nicht möglich sein. Auch die Erschließbarkeit muss im Hinblick auf das übergeordnete 
Verkehrsnetz geprüft und nachgewiesen werden. 
Bei der zeitlich nachfolgenden Nutzung handelt es sich um ein Aufschließungsgebiet. Im Zuge der weite-
ren Entwicklung muss unter anderem die Erschließung im Hinblick auf das übergeordnete Verkehrsnetz 
geprüft und nachgewiesen werden. 

 



 15 

18) Liebenauer Hauptstraße 

 
Auf Basis einer vertieften Grundlagenerhebung erfolgt eine Korrektur der Abgrenzung der Erwerbsgärt-
nerei. In Abstimmung mit dem bestehenden Gärtnereibetrieb wird eine Teilfläche der bisher festgeleg-
ten Erwerbsgärtnerei als Allgemeines Wohngebiet /Sanierungsgebiet Lärm mit einer Bebauungsdichte 
von 0,4 – 0,8 ausgewiesen. Diese Teilfläche wurde auch bisher nicht von der Gärtnerei benutzt und be-
steht auch keine Erweiterungsabsicht des bestehenden Betriebes in diese Richtung. 
Die Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes gewährleistet die städtebaulich verträgliche Entwick-
lung der kompakten Fläche mit der maximalen Bebauungsdichte 0,8.  

 

19) Raiffeisenstraße 

 
Es erfolgt eine geringfügige Baulandarrondierung im Bereich eines dreiseitigen Baulandanschlusses im 
Übergang zu einer langfristigen Entwicklungsfläche (derzeit Freiland). 

 

20) Wagnesweg 

 
Die auch bisher bestehende Trennung zwischen Bereichen mit unterschiedlichen Bebauungsdichtefest-
legungen erfolgt gemäß der Planzeichenverordnung mit einer dick strichlierten Linie (Korrektur der gra-
phischen Darstellung). 

 

 

21) Körösistraße – Fischergasse 

 
An der Ecke Fischergasse – Rottalgasse befindet sich eine kleine Grünfläche, die im Eigentum der Stadt 
steht. Im direkten Anschluss befindet sich eine Wegeführung (ebenso im Eigentum der Stadt), die die 
Körösistraße mit der Fischergasse verbindet. Dieser Bereich war bisher als Allgemeines Wohngebiet aus-
gewiesen und wird nunmehr, der tatsächlichen Nutzung entsprechend, als Verkehrsfläche festgelegt. 

 

22) Jahngasse 

 
Im Bereich der Landessporthalle und den angrenzenden Sportflächen erfolgt eine Erweiterung der Son-
dernutzungsfläche im Freiland für Sportzwecke. Diese entspricht der faktisch bestehenden erweiterten 
Nutzung im Rahmen der Sportanlagen. Im Süden wird die Ausweisung der Sondernutzung im Freiland 
für Sportzwecke graphisch durch die schwarz strichlierte Linie und im Südwesten durch die Verkehrsflä-
che begrenzt. 

 

23) Wiener Straße  

 
Die Ausweisung Sondernutzungsfläche im Freiland Sport stellt eine Bestandsausweisung dar. Es entfällt 
lediglich die Zusatzwidmung Reitsport. Im ggst. Bereich wurde die Nutzung Reitsport bereits aufgege-
ben. Die bestehende Halle soll jedoch erhalten und mit einer neuen Sportnutzung belebt werden. Durch 
den Entfall der Pferdehaltung wird von einer Verringerung der Emissionen ausgegangen. Dies stellt auch 
im Hinblick auf die Lage im Wasserschutzgebiet jedenfalls eine Verbesserung dar. Eine Erweiterung der 
baulichen Anlagen im ggst. Bereich ist aufgrund der Hochwasserbelastung derzeit nicht vorgesehen.  
Von der Festlegung einer neuerlichen Zusatzwidmung wird im Hinblick auf die Dauer einer Planungsperi-
ode und im Sinne einer gewissen Flexibilität in der konkreten Umsetzung sowie Bespielung der Flächen 
abgesehen. Durch die Umnutzung des Bestandes kann im Sinne des § 26 Abs 7 4.08 STEK Teil A (Errei-
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chung der Klimaneutralität bis 2040 und gemeinsame Betrachtung von Klimaschutz und Klimawandelan-
passung) das Bestandsgebäude (Erhalt der grauen Energie) entsprechend umgenutzt und somit zusätzli-
cher Versiegelung vermieden werden. 

 

24) Karolinenweg  

 
Der aufgelassene Steinbruch in Gösting wurde von der Stadt Graz erworben und soll nunmehr in exten-
siver Form der Bevölkerung zugänglich gemacht werden. Im Eingangsbereich sind hierfür niederschwel-
lige Infrastrukturmaßnahmen erforderlich und erfolgt daher außerhalb der forstrechtlichen Waldbe-
stände die Ausweisung einer Sondernutzungsfläche im Freiland Naturerlebnispark. 
Aufgrund der Lage in der Grünzone lt. Entwicklungskonzept Steirischer Zentralraum sind großflächige 
Versiegelungen im ggst. Bereich nicht zulässig. Weiters sind für etwaige bauliche Anlagen die Bestim-
mungen gemäß § 8 des 4.0 Stadtentwicklungskonzept („Grüngürtelbestimmungen“) anzuwenden. 
Dadurch wird der Erhalt einer intensiven Durchgrünung gewährleistet. Forstrechtlich bestehender Wald 
ist nicht Bestandteil der Ausweisung als Sondernutzungsfläche im Freiland, sondern soll entsprechend 
(beispielsweise als Erholungswald) erhalten werden. 

 

25) Fürstenstandweg  

 
Das im Bereich bestehenden Aussichtswarte am Plabutsch existierende Gasthaus soll umgebaut und zu 
einem Ausflugsziel für die Grazer Bevölkerung entwickelt werden. Teil dieser Entwicklung ist die Attrak-
tivierung für die Zielgruppe Familien und Kinder. Ergänzend zu den Baubeständen werden daher zwei 
kleine Flächen im Anschluss an den Bestand und außerhalb des forstrechtlichen Waldes und des direk-
ten Sichtkeils auf die Stadt als Sondernutzungsfläche im Freiland für Spielzwecke ausgewiesen, um die 
Errichtung von adäquaten Spielanlagen zu ermöglichen. 
Die Abgrenzung der Spielplätze erfolgte in Abstimmung mit dem Gelände, um eine Einfügung in das 
Landschaftsbild jedenfalls zu gewährleisten. Zur besseren Nachvollziehbarkeit der Abgrenzung wird dem 
Erläuterungsbericht ein kotierte Plan beigelegt. 

 

26) Aktualisierung der Ersichtlichmachung von Naturdenkmalen  

 
Im Rahmen der gegenständlichen Flächenwidmungsplanänderung werden mehrere Änderungen von 
Naturdenkmalen ersichtlich gemacht. Dabei werden Naturdenkmalstandorte entsprechend der im je-
weiligen Bescheid getroffenen Festlegungen neu markiert bzw. Bescheid gemäß entfallene Naturdenk-
male aus der Ersichtlichmachung entfernt. 

 
a) 26.1: Im Bereich Schoberweg 11 in der KG St. Peter wird auf Grundstück 286/14 das mit Be-

scheid GZ: A17-NSV-048745/2016/0008 erklärte Naturdenkmal Nr. 132, ersichtlich gemacht. 
 
b) 26.2: Im Bereich Johann-Fux-Gasse 25a, in der KG Geidorf, wird auf Grundstück 2149/4 u.a. das 

mit Bescheid GZ: A17-NSV-030381/2017/0006 erklärte Naturdenkmal Nr. 134, ersichtlich ge-
macht. 

 
c) 26.3: Im Bereich des Blümelhofweges 4, in der KG Wenisbuch, entfällt auf Grundstück 259/2 die 

Ersichtlichmachung des westlichen von zwei Naturdenkmalen laut Bescheid GZ: A17-NBV-
150028/2015/0002. Das Naturdenkmal Nr. 53 wurde damit aufgehoben. 

 
d) 26.4: Im Bereich Messendorfberg 61, in der KG Graz Stadt-Messendorf, entfällt auf Grundstück 

82 die Ersichtlichmachung des Naturdenkmals Nr. 21 gemäß Bescheid GZ: A17-NGZ-
022776/2017/0004. Das Naturdenkmal Nr. 21 wurde damit aufgehoben. 
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e) 26.5: Im Bereich Leechgasse 52, in der KG Geidorf, entfällt auf Grundstück 2612/1 die Ersicht-
lichmachung des nördlichen von zwei Naturdenkmalen laut Bescheid GZ: A17-NGZ-
022359/2017/0013. Das Naturdenkmal Nr. 72 wurde damit aufgehoben. 

 
f) 26.6: Im Bereich Hochsteingasse 48, in der KG Geidorf, entfällt auf Grundstück 1301/1 die Er-

sichtlichmachung des Naturdenkmals Nr. 113 gemäß Bescheid GZ: A17-014154/2014/0002. Das 
Naturdenkmal Nr. 113 wurde damit aufgehoben. 

 
g) 26.7: Im Bereich Hohenrainstraße 168, in der KG Waltendorf, wird auf Grundstück 1105 das mit 

Bescheid GZ: A17-NSV-114937/2018/0004 erklärte Naturdenkmal Nr. 137, ersichtlich gemacht. 
 
h) 26.8: Im Bereich Sportplatzgasse 13, in der KG Gösting, wird auf Grundstück 226/72 das mit Be-

scheid GZ: A17-NSV-114892/2018/0003 erklärte Naturdenkmal Nr. 138, ersichtlich gemacht. 
 
i) 26.9: Im Bereich Papierfabrikgasse 5, in der KG Andritz, wird auf den Grundstücken 669/3, 669/4 

und 669/1 das mit Bescheid GZ: A17-NSV-114874/2018/0023 erklärte Naturdenkmal Nr. 139, 
ersichtlich gemacht. 

 
j) 26.10: Im Bereich Klosterwiesgasse 79, in der KG Jakomini, wird auf den Grundstücken 1138/7 

und 1138/8 das mit Bescheid GZ: A17-NSV-114567/2018/0008 erklärte Naturdenkmal Nr. 141, 
ersichtlich gemacht. 

 
k) 26.11: Im Bereich des Zentralfriedhofs, in der KG Gries, wird auf Grundstück 2077/2 das mit Be-

scheid GZ: A17-NSV-048737/2016/0015 erklärte Naturdenkmal Nr. 144, ersichtlich gemacht. 
 
l) 26.12: Im Bereich Leechgasse 15, in der KG Geidorf, wird auf Grundstück 2590/2 das mit Be-

scheid GZ: A17-NSV-057143/2016/0011 erklärte Naturdenkmal Nr. 143, ersichtlich gemacht. 
 
m) 26.13: Im Bereich Krottendorfer Straße 30, in der KG Wetzelsdorf, wird auf Grundstück 268/4 

das mit Bescheid GZ: A17-NSV-055900/2017/0007 erklärte Naturdenkmal Nr. 142, ersichtlich 
gemacht. 

 
n) 26.14: Im Bereich Passinigasse 15, in der KG Straßgang, wird auf Grundstück 171/14 und 171/10 

das mit Bescheid GZ: A17-NSV-086447/2019/0006 erklärte Naturdenkmal Nr. 146, ersichtlich 
gemacht. 

 
o) 26.15: Im Bereich Angergasse 41, in der KG Jakomini, wird auf Grundstück 2150 das mit Be-

scheid GZ: A17-4054/2001-3 erklärte Naturdenkmal Nr. 126, ersichtlich gemacht. 
 
p) 26.16: Im Bereich Tegetthoffplatz, in der KG St. Leonhard, wird auf Grundstück 221/3 das mit 

Bescheid GZ: A17-NSV-057162/2016/0004 erklärte Naturdenkmal Nr. 135, ersichtlich gemacht. 
 
q) 26.17: Im Bereich Grillparzerstraße 10, in der KG Geidorf, wird auf Grundstück 1747/18 bzw. 

1747/21 u. 1747/27 das mit Bescheid GZ: A17-NSV-031220/2019/0006 erklärte Naturdenkmal 
Nr. 140, ersichtlich gemacht. 

 
r) 26.18: Im Bereich Polzergasse 22, in der KG Waltendorf, wird auf Grundstück 88/2 das mit Be-

scheid GZ: A17-NSV-114928/2018/0005 erklärte Naturdenkmal Nr. 136, ersichtlich gemacht. 
 
s) 26.19: Im Bereich Aigner-Rollett-Allee 16 (ehemals Max-Mell-Allee), in der KG Geidorf, entfällt 

auf Grundstück 1542/11 die Ersichtlichmachung des Naturdenkmals Nr. 125 gemäß Bescheid 
GZ: A17-NSV-029470/2021/0004. Das Naturdenkmal Nr. 125 wurde damit aufgehoben. 
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t) 26.20: Im Bereich Rosenhang 25, in der KG Waltendorf, entfällt auf Grundstück 187/8 die Er-
sichtlichmachung des Naturdenkmals gemäß Bescheid GZ: A17-K-1.238/1987-4. Das Naturdenk-
mal auf Grundstück 187/8 wurde damit aufgehoben. 

 
u) 26.21: Im Bereich Messendorfberg 128, in der KG Graz Stadt-Messendorf, entfällt auf Grund-

stück 432/3 bzw. 491/3 und 431 die Ersichtlichmachung des Naturdenkmals Nr. 122 gemäß Be-
scheid GZ: A17-NSV-010578/2021/0004. Das Naturdenkmal Nr. 122 wurde damit aufgehoben. 

 
v) 26.22: Im Bereich Schützenhofgasse 31, in der KG St. Leonhard, entfällt auf Grundstück 1373 

bzw. 1374 die Ersichtlichmachung des Naturdenkmals Nr. 46 gemäß Bescheid GZ: A17-NBV-
149776/2015/0007. Das Naturdenkmal Nr. 46 wurde damit aufgehoben. 

 
w) 26.23: Im Bereich Wiener Straße/Friedenspark, in der KG Lend, wird auf Grundstück 1382/1 

bzw. 2487 u. 2593/1 das mit Bescheid GZ: A17-NSV-067737/2017/0011 erklärte Naturdenkmal 
Nr. 147, ersichtlich gemacht. 

 
x) 26.24: Im Bereich Stenggstraße/Eschengasse, in der KG Wenisbuch, wird auf Grundstück 633/12 

bzw. .401, 632/12 u. 632/4 das mit Bescheid GZ: A17-NSV-155484/2022/0005 erklärte Natur-
denkmal Nr. 148, ersichtlich gemacht. 

 

 

27) Aktualisierung der Ersichtlichmachung von Altstadtschutzzonen 

 
a) 27.1 Ersichtlichmachung der Altstadtschutzzone VI „Villenviertel Waltendorf“ im Bereich 

Ruckerlberg 
b) 27.2 Ersichtlichmachung der Altstadtschutzzone VI „Villenviertel St.Peter“ im Umfeld Rudolf-

Hans-Bartsch-Straße 
 
Es erfolgt eine Ersichtlichmachung zweier Bereiche der Altstadtschutzzone VI für das „Villenviertel Wal-
tendorf“ und das „Villenviertel St. Peter“. 
 
Im Flächenwidmungsplan wurde die nach Grazer Altstadterhaltungsgesetz §2 (3) mit 1.1.2020 ge-
troffene Erweiterung der Altstadtschutzzonen nunmehr nachgetragen. Der fortlaufenden Nummerie-
rung lt. GAEG folgend, wurden jeweils Altstadtschutzzonen VI. für die Bereiche „Villenviertel Walten-
dorf“ und das „Villenviertel St. Peter“ im 4.0 Flächenwidmungsplan im Sinne einer Nutzungsbeschrän-
kung ersichtlich gemacht. 
Das Villenviertel Waltendorf umfasst Bereiche beiderseits der westlichen Rudolfstraße und wird in wei-
terer Folge durch die Ruckerlberggasse, Plüddemanngasse, Merangasse, Nibelungengasse, den Leon-
hardbach bzw. die Gabriel-Seidl-Gasse begrenzt. 
Das Villenviertel St. Peter umfasst Bereiche entlang der Rudolf-Hans-Bartsch-Straße, Rosengasse, Wald-
müllergasse sowie der Schwindgasse. 
Die Abgrenzung der Altstadtschutzzone wird zur besseren Lesbarkeit auf dem Änderungsblatt außerhalb 
der Planzeichenverordnung dargestellt. 

 
28) Einarbeitung des Gefahrenzonenplanes 2022 in den 4.0 Flächenwidmungsplan und den Deckplan 

3 – „Hochwasserabfluss und Gefahrenzonen“ durch Darstellung der Roten und Gelben Gefahren-
zonen neu, der braunen Hinweisbereiche sowie blauer Vorbehaltsbereiche -  ausgesetzt 

 
29) Ergänzung und Aktualisierung der Geh- Radwegverbindungen in ungefährer Lage 
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Zur Sicherung eines engmaschigen Geh- und Radwegenetzes und zur schrittweisen Veränderung des 
Modal Splits in Richtung Umweltverbund werden in Ergänzung zu den bereits im 4.0 Flächenwidmungs-
plan enthaltenen geplanten Geh- und Radwegen in ungefährer Lage, weitere Verbindungen aufgenom-
men. 
Auf Basis der Radoffensive Graz 2030 soll somit auch auf Ebene der Flächenwidmungsplanung die 
Grundlage geschaffen werden, geplante Netzschlüsse und Verbindungsrelationen bei den nachgereihten 
Verfahren Bebauungsplanung und im Bauverfahren entsprechend zu berücksichtigen. Die Geh- und Rad-
weginfrastruktur der Stadt soll so zu einem zusammenhängenden, lückenlosen Radwegenetzwerk mit 
direkten, komfortablen, attraktiven und nicht zuletzt sicheren Verbindungen ausgebaut werden. In Er-
gänzung zu den nach §5 festgelegten Verkehrsflächen stellen die Markierungen gewünschter Geh- und 
Radwegverbindung in ungefährer Lage eine Planungsabsicht dar, weitere Netzschlüsse zu ermöglichen, 
geplante Radwegausbaumaßnahmen ersichtlich zu machen oder langfristige Planungen rechtzeitig 
kundzumachen um jedenfalls die Freihaltung von Trassen sicherzustellen. 
Im Flächenwidmungsplan erfolgt eine Darstellung der geplanten Geh- und Radwege (kurz GRW) mittels 
gelber Punktsignatur (kleine Punkte) als Darstellung außerhalb der Planzeichenverordnung. 
 

a) 29.1 Der Änderungspunkt betrifft einen geplanten Radwegnetzschluss westlich der GKB-
Trasse zwischen Ludwig-Benedek-Gasse und Kärntner Straße sowie eine Verbindung in Verlän-
gerung der Julius-Schuch-Gasse samt Netzschluss in westlicher Richtung zur Alfred-Coßmann-
Gasse. 

 
b) 29.2 ausgesetzt 

 
c) 29.3 ausgesetzt 

 
d) 29.4 Beiderseits der Trasse der A9-Pyhrnautobahn werden begleitende Geh-und Radwege 

zwischen Hafnerstraße und Gradnerstraße ersichtlich gemacht. Westlich wird ein Netzschluss 
Richtung Kudlichweg ergänzt. Östlich der A9 wird eine West-Ost-Verbindung zwischen 
Neuseiersberger Straße und Oberem Mühlackerweg am südlichen Rand des Gewerbeaufschlie-
ßungsgebietes XVI.24 ergänzt. 

 
e) 29.5 Ein dringend erforderlicher Netzschluss zwischen südlicher Eichbachgasse in östliche 

Richtung zur Liebenauer Hauptstraße wird in ungefährer Lage ersichtlich gemacht. 
 

f) 29.6 Eine Verbindung zwischen südlicher Eichbachgasse in Richtung Westen mittels Brücke 
über die Mur zur Nachbargemeinde Feldkirchen bei Graz, nördlich der Autobahnbrücke der A2-
Südautobahn, wird als Zielsetzung dargestellt. 

 
g) 29.7 Eine wichtige Rad-Ost-West-Verbindung ist im Zusammenhang mit dem ÖBB-Bauprojekt 

im Bereich Bahnhof Messendorf und damit verbundenen Streckenadaptierungen (Rahmenplan-
strecke 024, Graz Hbf – Mogersdorf) vorgesehen.  Auf Höhe Tiefentalweg wird daher eine Geh-
Radwegverbindung in ungefährer Lage zwischen Neufeldweg und Messendorfer Straße darge-
stellt. Geplant ist die bisher nur für Fußgänger:innen bestehende Unterführung der ÖBB-Trasse, 
auch für den Radverkehr zu adaptieren. 

 
h) 29.8 Ein weiterer Radwegnetzschluss ist im Bereich der Ragnitzstraße vorgesehen. Der Lan-

desstraße begleitende Geh- und Radweg wird zwischen Argenotstraße und Zufahrt Berliner Ring 
ergänzend ersichtlich gemacht. 

 
i) 29.9 Der Änderungspunkt betrifft eine geplante Geh- und Radwegverbindung zwischen Bie-

nengasse und Fichtestraße im Sinne einer engmaschigen Vernetzung. 
 

j) 29.10 ausgesetzt 
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k) 29.11 Die bislang südlich der Weinitzenstraße im Flächenwidmungsplan dargestellte Geh- und 

Radwegverbindung zwischen Ursprungweg und Schöckelstraße wird nunmehr auf die nördliche 
Straßenseite verlegt, da hier der Anteil unbebauter Grundstücke bessere Umsetzungsvorausset-
zungen bietet. 

 
l) 29.12 Im Bereich Lagergasse, Großmarktstraße wird ein geplanter Radwegnetzschluss zur 

Puchstraße ergänzend dargestellt. 
 

m) 29.13 Ein bestehender Geh- und Radweg entlang der nördlichen Wiener Straße soll zwischen 
Andritzer Reichsstraße und neuem Kraftwerk Gratkorn attraktiviert werden, die Ersichtlichma-
chung im Flächenwidmungsplan wurde ergänzt. Eine geplante Querverbindung über das Kraft-
werk Richtung Westen wurde angedeutet. 

 
n) 29.14 Ebenfalls wird der Geh- und Radweg entlang der Weinzöttlstraße, ab der Andritzer 

Reichsstraße stadteinwärts, im Hinblick auf erforderliche Adaptierungen als wichtige Radweg-
verbindung ersichtlich gemacht. 

 
o) 29.15 ausgesetzt  

 
p) 29.16 

Im Bereich der Puchstraße wird ab dem Tiergartenweg bis zum Puntigamer Gürtel Vorsorge für 
einen straßenbegleitenden Fußweg getroffen. Aufgrund der bestehenden Gewerbebetriebe fin-
det sich im konkreten Straßenraum ein nicht unerheblicher Anteil an Schwerverkehr. Die Fuß-
gänger:innen benötigen daher jedenfalls eine gesicherte Wegeführung. 
 

q) 29.17 
Die Erschließungsstraße zwischen Herrgottwiesgasse und Puchstaße wird entsprechend des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes 17.20.0 konkretisiert. Es erfolgt eine Verlängerung derselben 
in Form einer Geh-Radwegverbindung in Richtung Osten bis hin zum Flößerweg. Derart wird 
eine Durchwegung in zweiter Reihe zur Puntigamer Straße angestrebt, im Endbausbau von der 
Triesterstraße bis zur Mur. 
Entlang der Puchstraße wird eine Nord – Süd verlaufende Geh-Radwegverbindung eingetragen. 
Diese stellt eine Verlängerung zu 29.16 dar. 

 

30) Festlegung von Aufschließungsgebieten bei unbebaut zusammenhängenden Flächen im Ausmaß 

von über 3000m² wie erfolgt gesplitteter Umgang – ausgesetzt bzw. Entfall 

 

Im Zuge des Beschlusses Teil A entfallen aufgelegte Aufschließungsgebiete, für die keine geänderte 
Sach- bzw. Rechtslage gegenüber der Revision dargestellt werden kann. 

Gemäß der Rechtsansicht der Aufsichtsbehörde ist eine reine Korrektur der Festlegung im Rahmen eines 
vorgezogenen Änderungsverfahrens nicht zulässig. Es wird die Bestandsausweisung unverändert fortge-
führt. 

Demnach entfallen Aufschließungsgebiete, die in der Auflage nicht über das Aufschließungserfordernis 
„Verbringung der Hang- und Oberflächenwässer“ verfügen. Zudem erfolgte eine vertiefende Prüfung 
aller aufgelegten Aufschließungsgebiete. Für die Aufschließungsgebiete 30.28, 30.56, 30.57, 30.58, 30.70 
und 30.87 konnte festgestellt werden, dass das in Auflage gebrachte Aufschließungserfordernis „Ver-
bringung der Hang- und Oberflächenwässer“ aufgrund der Lage in der Bodengrundkarte im stadtweiten 
Vergleich zu entfallen hat. 
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Das Aufschließungsgebiet 7 entfällt, da eine Teilfläche bereits über einen rechtskräftigen Baubescheid 
verfügt und die verbleibende Fläche unter 3000m² aufweist, außerhalb des roten Bereichs der Bau-
grundkarte liegt und über keine Fließpfade verfügt. 

Die vorerst ausgesetzten Aufschließungsgebiete werden derzeit vertieft geprüft und teilweise überarbei-
tet. Eine vertiefte Behandlung erfolgt im Zuge eines etwaigen Beschluss Teil B. 

 

31) Ausweitung der BPL –Pflichten im Grüngürtel, ab einer Fläche von ca. 10.000m² - ausgesetzt 

 
Im Sinne einer qualitätsvollen städtebaulichen Entwicklung auch im Grüngürtel, einer positiven Integra-
tion der Erschließung (äußere und innere Erschließung) ins Straßen-, Orts- und Landschaftsbild und einer 
Betrachtung der Maßnahmen zur Erfüllung von Aufschließungserfordernissen im Kontext mit der Einfü-
gung wird für Aufschließungsgebiete ab einer Größe von ca. 10.000m² eine Pflicht zur Erstellung eines 
Bebauungsplanes festgelegt. Vor allem in den schwierigen Rand- und Hanglagen der Stadt ist auch bei 
vergleichsweise geringen Dichten eine gesamthafte Betrachtung der geplanten Entwicklungen und Maß-
nahmen zusehends erforderlich. 
Beispielhaft können hierbei folgende Themen angeführt werden: 

 Integration der Erschließung in das Umfeld 

 Integration allfällig notwendiger Maßnahmen zur Verbringung von Hang – und Oberflächenwäs-
ser in das Umfeld 

 Umgang mit dem Gelände 

 
32) Weinzödl  

 
Ad VF (XII.I) Weinzödl 
Verwendungszweck: Sportzentrum (ztr) 
4.0STEK: §28 Abs 11 
Die ggst. Fläche stellt eine Insel inmitten einer bestehenden Sportanlage dar.  
Um die Sportanlage im Weiteren ausbauen zu können, ist es erforderlich, dies zu bereinigen.  
Die ggst. Fläche ermöglicht eine Arrondierung der bestehenden Sportanlage. Durch den Wegfall der 
fremden Nutzung im Inneren kann die Nutzbarkeit entschieden verbessert werden. Das bestehende 
Wohngebäude wurde vor Festlegung der großflächigen Sportanlage im Freiland errichtet. Es stellt einen 
permanenten Konfliktfall mit den umliegenden Fußballplätzen, deren Betrieb und Beleuchtung dar. Die 
Ausweisung als Vorbehaltsfläche ist daher als Anbot der Stadt zu verstehen, diesen Konflikt zu bereini-
gen. 
 
Die nachweisbare Notwendigkeit ergibt sich aus dem Bedarf des bestehenden Sportzentrums sowohl 
nach vermehrten Trainingsmöglichkeiten als auch nach Begleitinfrastruktur. Der GAK als Nutzer der be-
stehenden Sportanlage betreibt insgesamt 9 Nachwuchsmannschaften, 3 Akademie Mannschaften und 
bietet zusätzlich eine Fußballschule (U7, U8, U9 sowie Funkids) und Fussballcamps an. Die Trainings-
plätze wie Infrastruktur sind dadurch permanent aus- bzw. überlastet Durch die Lage inmitten des Sport-
zentrums stellt das ggst. Grundstück ein Nadelöhr dar und können die Flächen nicht in arrondierter 
Form weiterentwickelt werden. 
 
 
33) Herrgottwiesgasse – Markusgasse – ausgesetzt  
 
34) Lerchengasse 

 
Der ggst. Bereich ist Teil des öffentlichen Guts und bisher als Allgemeines Wohngebiet ausgewiesen. 
Faktisch stellt er eine kleine Grünfläche dar, die im Eigentum der Stadt Graz steht. 
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Im Sinne einer Verbesserung der Ausstattung der Stadtteile mit öffentlichen Grün- und Freiflächen sol-
len als erstes bestehende Flächen zugänglich gemacht werden. Im konkreten Fall bedeutet dies, dass die 
Fläche aus dem öffentlichen Gut entlassen und in das private Eigentum der Stadt Graz übergeführt wird. 
Es folgen die Nutzbarmachung der Fläche als Parkanlage und die Schaffung der Zugänglichkeit für die 
Allgemeinheit. 
 
35) Eggenberger Allee 
 
Der ggst. Bereich ist Teil des öffentlichen Guts und bisher als Verkehrsfläche ausgewiesen. Faktisch stellt 
er eine kleine Grünfläche dar, die im Eigentum der Stadt Graz steht. 
Im Sinne einer Verbesserung der Ausstattung der Stadtteile mit öffentlichen Grün- und Freiflächen sol-
len als erstes bestehende Flächen zugänglich gemacht werden. Im konkreten Fall bedeutet dies, dass die 
Fläche aus dem öffentlichen Gut entlassen und in das private Eigentum der Stadt Graz übergeführt wird. 
Es folgen die Nutzbarmachung der Fläche als Parkanlage und die Schaffung der Zugänglichkeit für die 
Allgemeinheit. 
 
36) Bischofplatz aufgehoben 
37) Gaswerkstraße – Reininghausstraße 
 
Zu a) 
Der ggst. Bereich westlich der Bahntrasse und östlich der Gaswerkstraße ist Teil des Entwicklungsgebie-
tes Reininghaus. Für dieses wurde im Zuge der Umwidmung 3.20 nahezu flächendeckend die Pflicht zur 
Erstellung eines Bebauungsplanes festgelegt. Der ggst. Bereich wurde bisher ausgenommen, da er durch 
die Bahntrasse abgetrennt ist und keine kurzfristigen Entwicklungsabsichten bestanden. 
Nunmehr steht einerseits östlich der Bahntrasse eine bauliche Entwicklung bevor, die auch Auswirkun-
gen auf den ggst. Bereich haben wird bzw. wechselseitige Abstimmungen im Zuge künftiger Vorhaben 
benötigt. Zudem ist andererseits im Zuge des Ausbaus der GKB – Trasse und einer allfälligen S- Bahn – 
Errichtung jedenfalls eine enge Abstimmung mit jeglicher angrenzenden Bebauung erforderlich. Daher 
wird eine Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes festgelegt. Ziel hierbei ist die Abstimmung der 
künftigen Siedlungsentwicklung mit der übergeordneten Verkehrsinfrastruktur Bahn, sowie der bauliche 
Abschluss des Entwicklungsgebietes Reininghaus Richtung Westen. Hierbei sind sowohl die Aspekte des 
Lärmschutzes als auch die Ausbildung eines räumlichen Übergangs zu beachten. 
 
Ziel hierbei ist die Abstimmung der künftigen Siedlungsentwicklung mit der übergeordneten Verkehrsin-
frastruktur Bahn, sowie der bauliche Abschluss des Entwicklungsgebietes Reininghaus Richtung Westen. 
Hierbei sind sowohl die Aspekte des Lärmschutzes als auch die Ausbildung eines räumlichen Übergangs 
zu beachten. 
 
Zielsetzungen im Detail: 

 Baulicher Lärmschutz zur Bahn 

 Übergang zur Verkehrsinfrastruktur Bahn 

 Ausbildung eines räumlichen Übergangs zum Wohngebiet im Westen 

 Fassung des Straßenraums im Norden 

 Ausbildung eines räumlichen Abschlusses des Entwicklungsgebietes Reininghaus Richtung Wes-
ten 

 
Zu b) 
Der betroffene Bereich steht bereits im Bestand im Zusammenhang mit der Nutzung im Allgemeinen 
Wohngebiet. Eine Angleichung der Ausweisung wird hiermit durchgeführt. Es entsteht kein Widerspruch 
des Bestandes mit der neuen Baulandkategorie, vielmehr kann aufbauend auf den Rechtsbestand die 
bestehende Nutzung sinnvoll weiterentwickelt und ergänzt werden. 
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Im Hinblick auf die Einhaltung der Raumordnungsgrundsätze lässt sich ausführen, dass durch die 
geringfügige Ausweitung des Allgemeinen Wohngebietes mit keiner Verschlechterung des bestehenden 
Gewerbegebietes zu rechnen ist, zumal dieses bereits im Bestand 3-seitig an Wohngebiet grenzt. Der 
Zuschnitt des Gewerbegebietes wird vielmehr arrondiert und um einen „Zwickel“ bereinigt. Die von der 
Umwidmung betroffenen Teilgrundstücksfläche ist bereits im Kontext mit dem angrenzenden 
Wohngebiet bebaut. Das jüngst errichtete gewerbliche Gebäude beinhaltet keine Wohnungen, vielmehr 
bildet eine verträgliche gewerbliche Nutzung den Übergang vom Wohngebiet zum Gewerbegebiet. Eine 
„heranrückende Wohnbebauung“ kann daher in diesem Bereich ausgeschlossen werden. 

Eine weitgehende Vermeidung gegenseitiger nachteiliger Beeinträchtigungen ist daher gegeben. Eine 
Abstimmung der benachbarten Räume ist im Detail erfolgt. 

 

38) Ausweitung der Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes in Kerngebieten mit Entwicklungs-

möglichkeiten - ausgesetzt 

 
39) Ausweitung der Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes zum Schutz des Innenhofes nördlich 

der Eckertstraße östlich und westlich der Straßganger Straße, sowie nördlich der Grasberger-
straße - ausgesetzt 

 
40) Ausweitung der Bebauungsplanpflicht im Bereich Villenviertel St. Peter (Umfeld Rosengasse) so-

wie im Bereich Umfeld Liebengasse - ausgesetzt 
 
41) Ausweitung der Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes im Bereich östlich der Triester 

Straße bis Stadtgrenze - ausgesetzt 
 
42) Vorbehaltsfläche Bahnhofgürtel – Babenbergerstraße - ausgesetzt 

 
43) Nachfolgenutzung Fabriksgasse  - ausgesetzt 

 
44) Waagner Biro Smart City West – VF öffentliche Parkanlage - ausgesetzt 
 
45) Brückengasse – Köstenbaumgasse – VF Öffentliche Parkanlage - ausgesetzt 
 
46) Hirschengasse - ausgesetzt 
 
47) Hilmteichstraße 
 
Die GBG Gebäude- und Baumanagement Graz GmbH als Betreiberin der Waldschule im Bereich des 
Hilmteichs möchte in Kooperation mit der Steiermärkischen Sparkasse im ggst. Bereich das Angebot der 
Waldschule erweitern und einen integrativen Zugang zum Thema Wald für alle Menschen ermöglichen. 
Die bestehende Widmung Öffentliche Parkanlage wird daher entsprechend ausgeweitet. 
 
48) An der Kanzel - ausgesetzt 
 
49) Aktualisierung der Ersichtlichmachung Landesstraße 
 
Durch ein Übereinkommen aus dem Jahr 1994 war die Stadt Graz bisher für die Erhaltung von rund 40 
Kilometer Landesstraßen im Grazer Stadtgebiet zuständig. Im Jahr 2019 haben die Steiermärkische Lan-
desregierung und die Stadt Graz beschlossen, die Zuständigkeiten zu entflechten und damit die Verwal-
tung und Erhaltung der Straßen im Grazer Stadtgebiet zu vereinfachen. 
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Diese Änderungen der Zuständigkeiten sowie geringfügige Anpassungen an die durch Teilungen und 
Vereinigungen aktualisierte digitale Katastermappe (DKM) werden in der 8. Änderung zum 4.0 Flächen-
widmungsplan nachgezogen.  
 
Diese Änderungen gliedern sich wie Folgt auf und sind der graphischen Darstellung im Maßstab M 
1:15.000 stadtweit zu entnehmen: 
 
• ca. 0,284 ha (rot dargestellt) wurden von ehemaligen Verkehrsflächen bzw. durch geringfügige An-

passungen die DKM von Bauland in neue Bundes- und Landesstraßen abgeändert 
• ca. 30,561 ha (blau dargestellt) vormaliger Bundes- und Landesstraßen wurden in Verkehrsflächen 

abgeändert 
 
Zur besseren Lesbarkeit wurden diese Änderungen außerhalb der Planzeichenverordnung dargestellt. 
 
Im Zuge dieses Prozesses zur Entflechtung der Zuständigkeiten ist es zu Teilungsverfahren und zur An-
passung der Eigentumsverhältnisse sowie der Widmungen an die aktuelle DKM gekommen. Daraus ha-
ben sich geringfügige Änderungen im jeweiligen Straßenrandbereich ergeben, die Widmung wurde hier-
bei in Einklang mit DKM und neuen Eigentumsverhältnissen der Straßenflächen gebracht. 

 
• ca. 0,372 ha neue Verkehrsflächen haben sich durch Anpassungen des Katasters ergeben.  

Diese Änderungen betreffen Flächen im landwirtschaftlich genutzten Freiland und Sondernutzungen 
im Freiland (0,1659 ha), Allgemeinen Wohngebiet (0,0992 ha), Gewerbegebiet (0,0403 ha), Kernge-
biet (0,0401 ha), Reines Wohngebiet (0,0234 ha), öffentlichen Wassergut (0,0020 ha) und Bahn[GG] 
(0,0008 ha). 
 

• ca. 0,0137 ha ehemaliger Verkehrsflächen und Landstraßen wurden durch Anpassungen des Katas-
ters anderen Nutzungskategorien zugeschlagen. 
Gewerbegebiet (0,0035 ha), öffentliches Wassergut (0,0033ha), Allgemeines Wohngebiet (0,0019 
ha), Reines Wohngebiet (0,0018 ha), Sondernutzung im Freiland (0,0030ha), Bahn[GG] (0,0002 ha).  

 

50) Formulierung § 5 Abs 4 
 
Aus Sicht der Stadt Graz erfolgt eine rechtliche Klarstellung der bisherigen Formulierung, um Ausle-
gungsschwierigkeiten bzw. Unklarheiten zu beseitigen. 
Es wird konkretisiert, dass für Verkehrsflächen gemäß Abs 4 kein eigenes Grundstück vorliegen muss. So 
über Privatstraßen mindestens 2 Bauplätze erschlossen werden, gelten diese als Verkehrsflächen (nach 
dem Flächenwidmungsplan) und zwar unabhängig davon, ob es sich dabei um ein eigenes Grundstück 
handelt oder nicht. 
 
51) § 4 Bebauungsplanzonierung Abs 1 u. 2 – entfällt / aufgehoben 
 
Die in Auflage gebrachte Formulierung muss überarbeitet und im Weiteren in der neuen Fassung aufge-
legt werden. Dies erfolgt in einem späteren Änderungsverfahren. 
 
52) Aktualisierung der Ersichtlichmachung von Wasserschutz- und schongebieten sowie der Wasser-

wirtschaftlichen Beschränkungszonen  
 

Die Ersichtlichmachung von Wasserschutz- und schongebieten sowie von Wasserwirtschaftlichen Be-
schränkungszonen wurde auf Basis der Bekanntgaben des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung, 
Abteilung 17, vom 21.4.2023 im 4.0 Flächenwidmungsplan sowie in der Karte 6, aktualisiert. 
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Wesentliche Änderungen ergaben sich durch die mit 28.7.2020 unter LGBl. 70/2020 vollzogene Ände-
rung des „Grundwasserschutzprogramms Graz bis Bad Radkersburg“ und hier konkret die östliche Ab-
grenzung des sogenannten Widmungsgebietes 2. 
Die Verordnung des Landes hat im Wesentlichen den Schutz des Grundwasserkörpers zwischen Graz 
und Bad Radkersburg zum Ziel und stellt ein Regionalprogramm des Lands dar. Mit dieser Verordnung 
wurden Teile des gesamten Geltungsbereiches zu einem Schongebiet erhoben und als „Widmungsgebiet 
2“ tituliert. Mit der Änderung der äußeren Abgrenzung des Widmungsgebietes 2 unter LGBl. 70 /2020 
ergaben sich im Stadtgebiet von Graz flächenmäßige Reduktionen dieses Schongebietes. 
Da innerhalb des Widmungsgebietes 2 über land- und forstwirtschaftliche Regelungen hinausgehende 
Bewilligungspflichten definiert wurden und diese als Schongebiet festgelegt sind, werden die Flächen 
entsprechend der Planzeichenverordnung im Sinne eines engeren Schongebietes (WS1…Wasserschon-
gebiet 1) nunmehr ersichtlich gemacht. Die zuletzt irrtümliche Bezeichnung als WS2 wird somit korri-
giert. 
Weitere punktuelle Änderungen betreffen diverse Brunnenschutzgebiete bzw. deren jeweilige Bezeich-
nung als WB1, WB2 bzw. WB3 (Wasserwirtschaftliche Beschränkungszonen 1, 2 bzw. 3) entsprechend 
der bekanntgegebenen digitalen Daten. 
Ergänzend wird festgehalten, dass zum Zeitpunkt der 4.04 Flächenwidmungsplanänderung, in der be-
reits Aktualisierungen hinsichtlich Schongebieten vorgenommen wurden (Auflagezeitraum 23.7.2020 bis 
24.9.2020), die landesseitig vollzogenen Änderungen (LGBl. 70/20220) noch nicht bekannt waren. Daher 
wird diese Aktualisierung der Ersichtlichmachung nunmehr nachgezogen. 
 
53) Austausch und Aktualisierung Karte 6  
 
Die vorgenommene Nachführung und Aktualisierung der Karte 6 - Nutzungsbeschränkungen zum 4.08 
Flächenwidmungsplan wurde auf Grund folgender geänderter Rahmenbedingungen vorgenommen: 
 
Die Karte 6 - Nutzungsbeschränkungen zum 4.0 Flächenwidmungsplan wurde, analog zu Deckplan 2 – 
Nutzungsbeschränkungen zum Entwurf der 8. Änderung des 4.0 Stadtentwicklungskonzepts, adaptiert 
und aktualisiert. Alle im Rahmen der Erstellung des Flächenwidmungsplanes 4.0 von öffentlichen Stellen 
bekanntgegebenen Ersichtlichmachungen wurden aktuell in der Karte 6 entsprechend der neuen Be-
kanntgaben dargestellt.  
Diverse Änderungen beziehen sich beispielsweise auf: 

 die Versickerungsfähigkeit und Bodenbeschaffenheit entsprechend der aktualisierten Baugrund-
karte 2020,  

 Darstellung eines weiteren SEVESO Betriebes in der Puchstraße,  

 die aktualisierten Gefahrenzonen der Wildbach- und Lawinenverbauung,  

 die aktualisierte Schutzzonenabgrenzung gem. Grazer Altstadterhaltungsgesetzes, 

 die Aktualisierung sonstiger gefährdeter Bereiche 

 Ergänzung zweier weiterer Verdachtsflächen (ALTV)  

 Wasserschutz- und Schongebiete sowie Wasserwirtschaftlicher Beschränkungszonen (siehe auch 
Erläuterungen unter Punkt 52) 

 

54) Hafnerstraße ausgesetzt 

 

55) Kasernstraße ausgesetzt 

 

56) Staatsbahnstraße – Kurze Gasse  

 
Durch die neue Führung der Straßenbahnlinie 8 über den Griesplatz, Karlauerstraße, City Park, Ho-
hestaufengasse bis Schleife Don Bosco ergibt sich eine geänderte Sachlage gegenüber dem Zeitpunkt 
der Revision im ggst. Bereich. 
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Entlang der Hohenstaufengasse besteht bereits seit der Revision zum 4.0 FWP eine Pflicht zur Erstellung 
eines Bebauungsplanes. Nunmehr wird dieselbe im Bereich Kurze Gasse – Staatsbahnstraße ausgewei-
tet. Die betroffenen Bereiche sind derzeit Allgemeines Wohngebiet /Sanierungsgebiet Lärm mit einer 
Bebauungsdichte von 0,3 – 0,4 ausgewiesen. Im Räumlichen Leitbild der Stadt Graz sind sie dem Be-
reichstypen „Kleinteilig strukturiertes Gebiet außerhalb des Grüngürtels“ zugeordnet, nördlich angren-
zend Bereichstyp „Straßenrandbebauung überlagert mit Wohnanlagen und verdichteter Flachbau. Es ist 
davon auszugehen, dass im Zuge der Bebauungsplanerstellung eine Interpretation der Bereichstypen-
grenze im Sinne des § 5 Abs 1 1.0 RLB idgF kommen wird. Der nördlich angrenzende Bereichstyp „Stra-
ßenrandbebauung überlagert mit Wohnanlagen und verdichteter Flachbau“ wird daher den Übergang 
hin zum Straßenraum definieren. 
Wesentliche Ziele der Bebauungsplanung im ggst. Bereich: 

 Ausformulierung einer städtebaulich adäquaten Randbebauung des Nahverkehrsknotens  

 Sicherung der allenfalls erforderlichen Verkehrsflächen im Übergang zum Nahverkehrsknoten 

 Ausbildung eines verträglichen Übergangs zum bestehenden kleinteil strukturierten Gebiet im 
Süden 

 



 27 

Baulandbilanz der ggst. Änderung 
 
Baulandentwicklung allgemein: 
 

in m² Zuwachs Entfall Differenz 

Bauland 8.791 11.592 -2.801 

Freiland (inkl. Son-
dernutzungsflächen im 
Freiland) 

11.002 7.589 +3.413 

Verkehrsflächen 4.047 4.660 -613 

 
Änderung innerhalb der Baulandkategorien: 
 

in m² Zuwachs Entfall Differenz 

Allgemeines Wohnge-
biet 

5.728 1.575 +4.152 

Reines Wohngebiet 1.545 1.055 +490 

Kerngebiet 0 297 -297 

Erholungsgebiet 820 820 0 

Gewerbegebiet 2.244 9.991 -7.747 

Kerngebiet überlagert 
mit Gewerbegebiet 

0 2 -2 

Verkehr überlagert mit 
Kerngebiet 

602 0 +602 

 
 

4) Bestandsteile des 4.08 A Flächenwidmungsplanes der Landeshauptstadt Graz  

8. Änderung Teil A 
 
Der 4.08 A Flächenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz – 8. Änderung Teil A besteht aus dem Ver-
ordnungswortlaut, den grafischen Darstellungen (Maßstab 1:5.000, 1:2.500 bzw. 1:15:000) samt Planzei-
chenerklärungen. Die grafischen Darstellungen zeigen sowohl Änderungen im Bereich des Hauptplans 
als auch der Deckpläne zum 4.0 Flächenwidmungsplan (Bebauungsplanzonierungsplan) sowie themen-
spezifische gesamtstädtische Darstellungen von Ersichtlichmachungen (Landesstraßen, Wasserschutz- 
und Schongebiete).  

Ein Erläuterungsbericht ist angeschlossen. 
Die Karte 6 – Nutzungsbeschränkungen wird aktualisiert und ersetzt die bisherige Karte 6. 
 
Bei Widersprüchen zwischen der grafischen Darstellung und der Verordnung gilt der Wortlaut der Ver-
ordnung, ausgenommen bei angeführten Grundstücksnummern und Flächenangaben. In diesen Fällen 
gilt die plangraphische Abgrenzung. 
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5) Umweltprüfung 

 
Gem. § 4 Abs. 2 StROG 2010 ist im Rahmen der Erstellung und Änderung von Plänen und Programmen 
(Entwicklungsprogramme, örtliche Entwicklungskonzepte, Flächenwidmungspläne, etc.) ihre Auswirkung 
auf die Umwelt zu prüfen und ein Umweltbericht zu erstellen.  
Gemäß § 4 Abs. 3 Z 1 ist eine Umweltprüfung für Planungen jedenfalls NICHT erforderlich, wenn eine 
Umweltprüfung für einen Plan höherer Stufe bereits vorliegt und aus einer weiteren Prüfung keine zu-
sätzlichen Erkenntnisse in Bezug auf die Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 
 
Das 4.0 Stadtentwicklungskonzept der Landeshauptstadt Graz wurde einer Umweltprüfung unterzogen 
und somit liegt eine Prüfung für einen Plan höherer Ordnung vor. Eine neuerliche Umweltprüfung der 8. 
Änderung zum 4.0 Flächenwidmungsplan kann somit entfallen. 
Die 8. Änderung Teil A zum 4.0 Flächenwidmungsplan hält sich in all ihren Festlegungen an den vorgege-
benen Rahmen des 4.0 Stadtentwicklungskonzeptes idgF. Es sind somit keine negativen Umweltauswir-
kungen zu erwarten. 

 

 

Für den Gemeinderat: 

 

DI Bernhard Inninger 

(elektronisch unterschrieben)  

 

Beilagen: 

 Schreiben vom 22.02.2022 (GZ: ABT15-147685/2017-20) des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung Abteilung 

15 Referat Abfall und Abwassertechnik, Chemie 

 Differenzplan Wasserschutz- und schongebiete 

 Änderungspunkt 2 – Änderungen ggü. der Auflage 

 Änderungspunkt 8 – Änderungen ggü. der Auflage 

 Änderungspunkt 14 – Änderungen ggü. der Auflage 

 Änderungspunkt 25 – Kotierung  

 Änderungspunkt 47 - Kotierung 
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